
789 
2007/292 

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat 

Vorlage an den Landrat  

 

 

betreffend Anpassung des Bildungsgesetzes an das Bundesgesetz über die Berufsbildung 
(Berufsbildungsgesetz) 
 

vom 20. November 2007 

 
1. Zusammenfassung 

Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, das Bildungsgesetz ans Bundesgesetz über die Be-
rufsbildung (kurz: Berufsbildungsgesetz) rückwirkend per 1.1.2008 anzupassen und den vor-
geschlagenen Änderungen des Bildungsgesetzes11 zuzustimmen. 
 
Bei dieser Gesetzesanpassung geht es einerseits um die Ersetzung überholter Begriffe (so heis-
sen Lehrlinge und Lehrtöchter neu Lernende bzw. im Bildungsgesetz Berufslernende, die Berufs- 
und Branchenverbände werden zu Organisationen der Arbeitswelt etc.), andererseits auch um 
einige materielle Änderungen: 

• Die Adaptation des per 1.1.2008 wirksam werdenden neuen Finanzierungsmodells des Bundes, 
nach dem sich der Bundesbeitrag an die Kantone künftig neu nicht mehr nach den Aufwendun-
gen für die Berufsbildung, sondern nach der Anzahl Grundbildungsverhältnisse bemisst (es gibt 
für Lernende in dualen/trialen Grundbildungen bzw. für Schülerinnen und Schüler in Vollzeitan-
geboten der Sekundarstufe II zwei unterschiedliche Pro-Kopf- und Jahrpauschalen), erfordert 
für die finanzielle Abgeltung der durch die Organisationen der Arbeitswelt durchgeführten Über-
betrieblichen Kurse für Lernende und für die berufsorientierte Weiterbildung neue kantonale Fi-
nanzierungsregeln (§ 98 Bildungsgesetz). 

• Die Umsetzung und Konkretisierung des in Art. 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Berufs-
bildung postulierten Grundsatzes, wonach es sich bei der Berufsbildung um eine „gemeinsame 
Aufgabe von Bund, Kantonen und den Organisationen der Arbeitswelt (Sozialpartner, Berufs-
verbände, andere zuständige Organisationen und Anbieter der Berufsbildung)“ handelt, soll auf 
kantonaler Ebene zu einer Aufwertung der Überbetrieblichen Kurse, d.h. des dritten Lernortes 
neben Lehrbetrieb und Berufsfachschule der beruflichen Grundbildung, und zur Etablierung ei-
ner lernortübergreifenden Qualitätssicherung und -entwicklung genutzt werden (§ 60 Abs. 4bis 
und § 77 Abs. 1 lit. h Bildungsgesetz sowie § 32 Verordnung für die Berufsbildung). 

• Nicht im Zusammenhang mit der Anpassung von kantonalem Recht ans Berufsbildungsgesetz 
steht die Absicht des Regierungsrates, Lernenden, die gezwungen sind, eine Berufsfachschule 
ausserhalb des Tarifverbunds Nordwestschweiz (TNW) zu besuchen, künftig eine pauschale 
Reiseentschädigung auszurichten (§ 20 Abs. 2 Verordnung für die Berufsbildung). 
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2. Ausgangslage 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des kantonalen Bildungsgesetzes am 1. August 2003 wurde 
das Gesetz über die Berufsbildung vom 10. Juni 19852 aufgehoben. Weil das kantonale Bildungs-
gesetz als Rahmengesetz sämtliche Bildungsbereiche und -stufen abdeckt, werden im Falle der 
Berufsbildung seither viele früher auf Gesetzesstufe geregelte Punkte in der Verordnung für die 
Berufsbildung3 geregelt. Deshalb müssen beide Erlasse gemeinsam betrachtet werden. 

Weil das kantonale Bildungsgesetz erst seit vier Jahren in Kraft ist, ergibt sich der Haupt-
anpassungsbedarf des Bildungsgesetzes und der Verordnung für die Berufsbildung durch die Än-
derungen der Berufsbildungsgesetzgebung des Bundes. Die für die Kantone bedeutsamste Ände-
rung ist das neue Finanzierungsmodell, nach welchem der Bund ab 2008 den Kantonen Beitrags-
pauschalen ausrichtet, deren Höhe sich nach der Art (dual/trial bzw. vollschulisch) und der Anzahl 
Ausbildungsverhältnisse in der Grundbildung bemessen. Die Umstellung des Finanzierungsmo-
dells des Bundes ist denn auch der optimale Zeitpunkt für die Anpassung des Bildungsgesetzes 
und der Verordnung für die Berufsbildung an die geänderten Gegebenheiten. 
 
 
3. Ziele 

Mit der Anpassung der kantonalen Bildungsgesetzgebung wird in erster Linie bezweckt, die im 
Zusammenhang mit dem neuen Berufsbildungsgesetz stehenden Neuerungen in kantonales Recht 
zu übernehmen, die da namentlich sind: 

• enge Zusammenarbeit der Bildungspartner (Art. 1 Berufsbildungsgesetz) 

• Einführung der neuen zweijährigen Grundbildung mit Berufsattest (Art. 17 Abs. 2, Art. 18 Abs. 2 
und Art. 37 Berufsbildungsgesetz) 

• neues Finanzierungsmodell des Bundes (Art. 53-59 Berufsbildungsgesetz) 

• Entkoppelung von formaler Ausbildung und Abschluss (Art. 33 Berufsbildungsgesetz resp. Art. 
32 der zugehörigen Verordnung) 

• Kostenfreiheit des Berufsfachschulbesuchs im Rahmen der beruflichen Grundbildung (Art. 22 
Abs. 2 Berufsbildungsgesetz) 

Kein Zusammenhang mit der Anpassung von kantonalem Recht ans Berufsbildungsgesetz besteht 
dagegen bei der geplanten Einführung einer Pauschalentschädigung für Lernende,  die eine Be-
rufsfachschule ausserhalb des Tarifverbunds Nordwestschweiz (TNW) besuchen müssen, was 
eine Änderung der Verordnung für die Berufsbildung nötig macht (vgl. Art. 22 Abs. 3 Verordnung). 
Der Regierungsrat beabsichtigt, diesem von Eltern und Lehrbetrieben geäusserten Wunsch, die es 
stossend finden, dass sie neben der Inkaufnahme eines längeren Schulwegs auch noch Extrakos-
ten zu gewärtigen haben, durch Einführung abgestufter Wegpauschalen entgegenzukommen. 
 
 
4. Erläuterung der Gesetzesanpassungen 

Art. 1 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes besteht aus einer Grundsatzerklärung, wonach es sich 
bei der Berufsbildung um eine Gemeinschaftsaufgabe des Bundes, der Kantone und der Organisa-
tionen der Arbeitwelt handelt. Ziel dieser Zusammenarbeit ist es, ein genügendes Angebot im Be-
reich der Berufsbildung, insbesondere in zukunftsfähigen Berufsfeldern, anzustreben. Und in Abs. 
3 lit. b desselben Artikels werden die Kantone dazu verpflichtet, im Bereich der Berufsbildung 
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ebenfalls eng mit den Organisationen der Arbeitswelt zusammenzuarbeiten. Diese enge Zusam-
menarbeit aller Berufsbildungspartner soll zu einer Verbesserung der Ausbildungsqualität in den 
dualen/trialen Grundbildungen genutzt werden. Hierzu soll einerseits der dritte Lernort Überbetrieb-
liche Kurse im Bildungsgesetz aufgewertet werden (neuer Art. 36a). Andererseits sollen die Aus-
bildungsanstrengungen der drei Lernorte Berufsfachschulen, Lehrbetriebe und Überbetriebliche 
Kurse stärker aufeinander abgestimmt werden (Art. 31 und 60 Bildungsgesetz). Das längerfristige 
Ziel ist es, nach der Einführung der neuen Ausbildungsvorschriften unter Einbezug aller Akteure 
ein lernortübergreifendes Qualitätsmanagementsystem in allen Lehrberufen zu entwickeln. 

Wie erwähnt, ergibt sich der Anpassungsbedarf des Bildungsgesetzes und der Verordnung für die 
Berufsbildung massgeblich durch die Änderungen der Berufsbildungsgesetzgebung des Bundes. 
Die für die Kantone  bedeutsamste Änderung ist das neue Finanzierungsmodell, nach welchem 
der Bund ab 2008 den Kantonen Beitragspauschalen ausrichtet, deren Höhe sich nach der Art 
(duale/triale bzw. schulische Angebote) und der Anzahl Ausbildungsverhältnisse in der Grundbil-
dung bemessen. Mit diesen Pauschalbeiträgen beteiligt sich der Bund an folgenden Aufgaben der 
Kantone, der Organisationen der Arbeitswelt und der übrigen Anbieter der Berufsbildung (vgl. Art. 
53 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz): 

 
• fachkundige individuelle Begleitung von Attestlernenden 
• Vorbereitungsangebote im Hinblick auf eine berufliche Grundbildung 
• Berufsfachschulen 
• Überbetriebliche Kurse 
• Berufsmaturitätsunterricht 
• Vorbereitungskurse für Berufsprüfungen und Höhere Fachprüfungen 
• Höhere Fachschulen 
• berufsorientierte Weiterbildung 
• Kurse für Berufsbildnerinnen und Berufsbildner (Lehrmeisterkurse) 
• Qualifizierung von Berufsberaterinnen/Berufsberatern 
• Durchführung von Prüfungen und anderen Qualifikationsverfahren 
 
Art und Umfang der Kostenbeteiligung der öffentlichen Hand an den verschiedenen Angeboten 
liegt dabei neu in der alleinigen Verantwortung der Kantone, die allerdings ihrerseits – zumindest 
im Falle der Abgeltung von kantonsüberschreitenden Bildungsleistungen – an einheitlichen Tarif-
strukturen interessiert sind (interkantonale Schulgeldabkommen). Dies betrifft den Besuch ausser-
kantonaler Berufsfachschulen und Überbetrieblicher Kurse von Lernenden ebenso wie die Nutzung 
ausserkantonaler Angebote der höheren Berufsbildung (Vorbereitungskurse im Hinblick auf Be-
rufs- und Höhere Fachprüfungen, Höhere Fachschulen) und der berufsorientierten Weiterbildung 
von Erwachsenen. 
 
Was die Beiträge der öffentlichen Hand an die Überbetrieblichen Kurse angeht (vgl. § 98 Abs. 1 lit. 
c Bildungsgesetz bzw. § 12 Verordnung für die Berufsbildung), so ist beabsichtigt, diese in Form 
von Pro-Kopf-und-Kurstag-Pauschalen an die Kursträger auszurichten. Dieser Tagessatz variiert je 
nach Lehrberuf zwischen Fr. 20.- und Fr. 100.- und deckt die laufenden Betriebskosten ein-
schliesslich Rückstellungen für Ersatzinvestitionen ab, nicht jedoch echte Neuinvestitionen. Für 
letztere sind allenfalls auf Antrag hin ebenfalls einmalige Kantonsbeiträge erhältlich (hierzu bedarf 
es einer speziellen Finanzvorlage). 
 
Das neue Berufsbildungsgesetz soll zu einer erhöhten Durchlässigkeit des schweizerischen Bil-
dungssystems beitragen. Das beginnt bei der neuen zweijährigen Grundbildung, die zum Berufsat-
test führt (und die bisherige Anlehre ablöst) und als erstes Lehrjahr an eine drei- bzw. vierjährige 
Grundbildung angerechnet werden kann und endet mit der Schaffung neuer Schnittstellen zwi-
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schen Berufsbildung und akademischer Hochschulbildung (z.B. Passerellenangebot für Berufsma-
turandinnen und -maturanden). Auch die stärkere Trennung von Ausbildung und Qualifikationsver-
fahren (vgl. Art. 33 Berufsbildungsgesetz resp. Art. 32 der zugehörigen Verordnung) und die Mög-
lichkeit zur Anerkennung von nicht auf formalem Wege erworbenen beruflichen Qualifikationen 
(vgl. Art. 17 Abs. 5, Art. 19 Abs. 3 und Art. 24, Abs. 4 lit. a Berufsbildungsgesetz) ist auf diesem 
Hintergrund zu verstehen.  
 
Etwas anders präsentiert sich der Bereich Weiterbildung: Während an Angebote der höheren Be-
rufsbildung (das sind Ausbildungen an Höheren Fachschulen und Vorbereitungskurse im Hinblick 
auf Berufs- und Höhere Fachprüfungen) weiterhin Kantonsbeiträge ausgerichtet werden sollen – 
die Höhe der Beiträge dürfte pro Kopf etwa den bisherigen aufwandorientierten Bundes- und Kan-
tonssubventionen entsprechen –, sollen marktgängige Angebote der berufsorientierten Weiterbil-
dung von den Berufsfachschulen künftig grundsätzlich zu Marktpreisen angeboten werden (vgl. 
Art. 11 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz), denn das Berufsbildungsgesetz fordert gleich lange Spiesse 
für öffentliche und private Anbieter (vgl. Art. 11 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz). Gleichzeitig ist aber 
der Bund der Auffassung, mit seinen Beiträgen an die Kantone auch Angebote der berufsorientier-
ten Weiterbildung zu fördern (vgl. Art. 53 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz sowie die Ausführungen 
unter Punkt 4 hiervor). Dies ist einerseits bei jenen Bevölkerungsgruppen angezeigt, für die es 
keinen funktionierenden Weiterbildungsmarkt gibt; sei es, weil sie keine Marktpreise bezahlen 
können, sei es, weil sie aus eigenem Antrieb gar keine Kurse besuchen würden (zu denken ist hier 
z.B. an Wiedereinsteigerinnen, Arbeitslose mit Umschulungsbedarf, integrationswillige Auslände-
rinnen und Ausländer usw.). Andererseits sind die Kantone gehalten, für ein bedarfsgerechtes An-
gebot an berufsorientierter Weiterbildung zu sorgen, welches dazu dient, „durch organisiertes Ler-
nen a) bestehende berufliche Qualifikationen zu erneuern, zu vertiefen und zu erweitern oder neue 
berufliche Qualifikationen zu erwerben“ sowie „b) die berufliche Flexibilität zu unterstützen“ (vgl. 
Art. 31 Berufsbildungsgesetz). Hierfür gibt der neue § 32 lit. fbis des Bildungsgesetzes die Rechts-
grundlage ab. 
 
 
5. Auswirkungen 

5.1. Finanzielles 
Zeitgleich mit der Einführung des neuen Berufsbildungsgesetzes hat die Bundesversammlung eine 
kontinuierliche Erhöhung des Bundesbeitrags an die Kosten der Berufsbildung beschlossen. Die 
höhere Beteiligung des Bundes dürfte die durch die vorgeschlagene Anpassung des Bildungsge-
setzes ans neue Bundesgesetz entstehenden Mehrkosten zwar mehr als kompensieren. Die Be-
rücksichtigung aller durch den Finanzierungswechsel des Bundes tangierten Aspekte dürfte ab 
2008 zu Minderausgaben des Kantons im Bereich der Berufsbildung in der Grössenordnung von 
rund Fr. 2,4 Mio. führen. Allerdings sind dem Berufsbildungsgesetz jüngst weitere Bereiche (Ge-
sundheit, Soziales, Landwirtschaft, Kunst) unterstellt worden, ohne dass der Bund hierfür zusätzli-
che Mittel bereitgestellt hätte. Auch deckt der Bund noch lange nicht die von der Bundesversamm-
lung beschlossenen 25% der durch die öffentliche Hand getragenen Kosten der Berufsbildung. 
 
5.2. KMU-Regulierungsfolgenabschätzung 
Für den Wirtschaftsstandort Baselland mit seinen vielen KMU sind gut ausgebildete Berufsleute 
und damit die Ausbildung von Jugendlichen und die Weiterbildung der ganzen erwerbstätigen Be-
völkerung von erheblicher Bedeutung. Zwischen 25-30% oder über 2000 der im Baselbiet ansässi-
gen Firmen – die meisten von ihnen KMU – sind Lehrbetriebe, d.h. sie bilden in über 100 Berufen 
nach dem dualen resp. trialen System Jugendliche zu Fachleuten aus. Die durch die Anpassung 
des kantonalen Bildungsgesetzes ans Berufsbildungsgesetz auf die KMU verbundenen Änderun-
gen sind im Vergleich mit den mit der Revision aller Ausbildungsvorschriften in sämtlichen Lehrbe-
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rufen verbundenen Neuerungen als vernachlässigbar zu bezeichnen. Im Gegenteil ist davon aus-
zugehen, dass die mit dieser Gesetzesanpassung beabsichtigte Verwirklichung einer lernortüber-
greifenden Qualitätssicherung und -entwicklung die KMU in ihrem Ausbildungsauftrag unterstützt 
und gleichzeitig zu einer Steigerung der Ausbildungsqualität beiträgt. Und gut ausgebildete Berufs-
leute wiederum sind ein wichtiger Standortfaktor, wenn es um die Ansiedlung neuer Betriebe im 
Kanton geht. 
 
Die ebenfalls geplante Beteiligung des Kantons an den Fahrtspesen von Lernenden, die eine Be-
rufsfachschule ausserhalb des Tarifverbunds Nordwestschweiz besuchen müssen, dürfte ebenfalls 
zu einer Entlastung derjenigen KMU beitragen, die diese Kosten bisher ganz oder teilweise über-
nommen haben. 
 
 
6. Ergebnis der Vernehmlassung 

Im Rahmen der Vernehmlassung wurden insgesamt 58 Institutionen – politische Parteien, Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerdachorganisationen, Berufs- und Branchenverbände sowie Fachkonfe-
renzen und -stellen – eingeladen, sich zu den Änderungsvorschlägen am Bildungsgesetz und der 
Verordnung für die Berufsbildung zu äussern. Aufgrund der in der Folge eingegangen 24 Stellung-
nahmen, darunter die aller angeschriebenen politischen Parteien, wurden die beiden Erlassentwür-
fe überarbeitet. 
 
Abgesehen von einer Ausnahme waren die politischen Parteien wie alle anderen Organisationen, 
die sich haben vernehmen lassen, der Meinung, dass Anpassungsbedarf besteht, was die Über-
nahme der mit dem Berufsbildungsgesetz schweizerisch eingeführten Begriffe in kantonales Recht 
angeht (Berufslernende, Organisationen der Arbeitswelt usw.). Weiter besteht Konsens darüber, 
dass der lernortübergreifenden Qualitätssicherung und -entwicklung in der Berufsbildung ein wich-
tiger Stellenwert zukommt (neuer § 60 Abs. 4bis des Bildungsgesetzes), wobei in einigen Stellung-
nahmen darauf hingewiesen wird, dass sich der Aufwand bzw. die Kosten für die ausbildende 
Wirtschaft in vertretbaren Grenzen halten muss. Und Einigkeit herrscht auch bezüglich der Forde-
rung, dass sich die Beiträge der öffentlichen Hand an die Überbetrieblichen Kurse der Lernenden 
mindestens im bisherigen Rahmen zu bewegen haben, wobei die Spannweite der Vorstellungen 
beträchtlich ist – von zwei Verbänden werden sogar Kantonsbeiträge gefordert, welche die Lohn-
kosten der Kursinstruktorinnen und -Instruktoren zu 75% und die Raumkosten zu 100% decken. 
 
Nicht alle Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser sind mit dem auf Kopf-Pauschalen basierenden 
Finanzierungsmodell der überbetrieblichen Kurse einverstanden, welches deshalb in der Verord-
nung durch die Möglichkeit weiterer Kantonsbeiträge auf Grundlage von Leistungsvereinbarungen 
ergänzt und differenziert worden ist (vgl. Bildungsgesetz § 98 Abs. 1 lit. c  und Abs. 2 und Verord-
nung § 12). Von verschiedener Seite wurde zwar die Idee begrüsst, den Anspruch auf eine Bildung 
auf der Sekundarstufe II nicht nur Kindern zu gewähren (vgl. Bildungsgesetz § 4 Abs. 1), doch ha-
ben mehrere Vernehmlasser/innen darauf hingewiesen, dass es nicht Absicht des Kantons sein 
könne, allen Einwohnerinnen und Einwohnern, unbesehen ihres Alters, das Recht auf eine kosten-
lose Nachbildung auf der Sekundarstufe II, z.B. das Nachholen einer Maturität im Erwach-
senenalter,  einzuräumen (Bildungsgesetz § 4  Abs. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 lit. a). Gemäss 
Art. 22 Abs. 2 des schweizerischen Berufsbildungsgesetzes ist der obligatorische Unterricht an der 
Berufsfachschule indes unentgeltlich, womit sich das mit dem ursprünglichen Änderungsvorschlag 
beabsichtigte Anliegen, nämlich schlecht qualifizierten Erwachsenen das Nachholen eines Berufs-
abschlusses auf der Sekundarstufe II zu ermöglichen, auch ohne Anpassung der entsprechenden 
Bestimmung des Bildungsgesetzes realisieren lässt. 
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Im Rahmen der Vernehmlassung wurde ferner die tatsächliche Einführung der in der bestehenden 
Verordnung für die Berufsbildung als Kann-Formulierung erwähnten Fahrtentschädi-
gungspauschalen für Lernende mit Schulort ausserhalb des Tarifverbundes Nordwestschweiz 
(TNW) vorgeschlagen (vgl. Verordnung § 22 Abs. 2). Im Rahmen der Vernehmlassung haben sich 
alle Organisationen zu diesem Vorhaben im unterstützenden Sinn geäussert, doch wurde nach 
den Kosten gefragt. Diese liegen bei rund Fr. 580'000.- p.a. Der Betrag ist im Budget der BKSD 
eingestellt. 
 
Der Vollständigkeit halber sei schliesslich noch darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Ver-
nehmlassung verschiedene Anpassungsvorschläge gemacht wurden, die in keinem direkten Zu-
sammenhang zur Anpassung des Bildungsgesetzes ans Berufsbildungsgesetz stehen, weshalb 
ihnen im Zusammenhang mit der Überarbeitung der beiden zur Diskussion gestellten Erlassent-
würfe keine Beachtung geschenkt wurde. 
 
 
7. Erwägungen, Begründungen, Inkraftsetzung 

Beim vorliegenden Geschäft handelt es sich vorwiegend um die Anpassung kantonaler Gesetzes-
grundlagen an Bundesrecht. Im Bestreben, die duale/triale Berufslehre zukunftsfähig zu erhalten, 
ist zusätzlich geplant, ein lernortübergreifendes Qualitätsmanagementsystem einzuführen. Weil 
der Bund per 1.1.2008 seine Beitragspraxis ändert, muss das kantonale Recht auf den gleichen 
Zeitpunkt hin, also rückwirkend, angepasst werden. 
 

8. Antrag  

Der Regierungsrat beantragt dem Landrat, den beiliegenden Entwurf einer Änderung des Bil-
dungsgesetzes zu beschliessen. 
 
 
 
 
 
Liestal, 20. November 2007 Im Namen des Regierungsrates 
 
   Die Präsidentin: 
   Pegoraro 
 
 
   Der Landschreiber: 
   Mundschin 



ENTWURF 
 
Landratsbeschluss 
betreffend Anpassung des Bildungsgesetzes an das Bundesgesetz über die 
Berufsbildung (Berufsbildungsgesetz) 
 
Änderung vom 
 
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestützt auf § 63 Absatz 1 der 
Kantonsverfassung vom 17. Mai 19841 beschliesst: 
 
I. 
 
Das Bildungsgesetz vom 6. Juni 2002 2 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Absätze 2 und 3 
2 Die angebotenen Bildungswege sind gleichwertig. 
Die Schulen, Lehrbetriebe und anderen Bildungsstätten vermitteln ihren Schülerinnen, 
Schülern oder Berufslernenden das für ihr Leben nötige Wissen und stärken ihr 
Selbstvertrauen. Sie achten dabei ihre geschlechtliche und kulturelle Identität und geben 
ihnen Werte weiter, die sie zu einem verantwortungsvollen Verhalten gegenüber den 
Menschen und der Umwelt befähigen. 
3 Schülerinnen, Schüler und Berufslernende tragen ihrem Alter entsprechend zum Erfolg 
ihrer Ausbildung bei. Sie respektieren die Regeln der Schule. 
 
§ 3 Absatz 3 Buchstaben b und c 
3 Im interkantonalen Vergleich ist von folgenden Schulstufen die Rede: 
b. die Angebote, die im Anschluss an die Sekundarschule I den Übertritt in die berufliche 

Grundbildung erleichtern (Brückenangebote), die berufliche Grundbildung, die 
Diplommittelschule und das Gymnasium bilden die Sekundarstufe II; 

c. die Universität, die Hochschule, die Fachhochschule, die Höhere Fachschule und die 
anderen Angebote der höheren Berufsbildung bilden zusammen die Tertiärstufe; 

 
§ 3 Absatz 4 
4 Lehrbetriebe sind Betriebe, in denen Berufslernende parallel zur Ausbildung an der 
Berufsfachschule und in den Überbetrieblichen Kursen eine berufliche Grundbildung 
absolvieren. 
 
§ 6 Absatz 1 
1 Es bestehen folgende Schularten und Ausbildungen: 
a. der Kindergarten; 
b. die Primarschule; 
c. die Sekundarschule; 
c.bis die Angebote, die im Anschluss an die Sekundarschule I den Übertritt in die berufliche 

Grundbildung erleichtern (Brückenangebote); 
d. die berufliche Grundbildung in Berufsfachschulen, Lehrbetrieben und Überbetrieblichen 

Kursen; 
e. die Diplommittelschule; 
f. das Gymnasium; 
g. die Spezielle Förderung bis zur Beendigung der Sekundarstufe II; 
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h. die Sonderschulung; 
i. die Musikschule; 
j. die Tertiärstufe; 
k. die Erwachsenenbildung. 
 
§ 18 Titel und Text 
§ 18 Berufliche Grundbildung in Lehrbetrieben und Überbetrieblichen Kursen 
Der praktische Teil der beruflichen Grundbildung in den Lehrbetrieben und Überbetrieblichen 
Kursen richtet sich nach den bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen sowie dem 
Lehrvertrag. 
 
§ 28 Absatz 1 Buchstabe a 
1 Die Sekundarschule weist folgende Anforderungsniveaus auf: 
a. das Anforderungsniveau A inklusive das Werkjahr, welches durch besondere 

Massnahmen auf eine berufliche Grundbildung vorbereitet und mit integrierter 
Berufswahlvorbereitung geführt wird; 

 
§ 31 
1 Die Berufsfachschulen, die Lehrbetriebe und die Überbetrieblichen Kurse führen die 
Berufslernenden zu einem Abschluss einer beruflichen Grundbildung sowie zur 
Fachhochschulreife. 
2 Sie vermitteln die zur Ausübung eines Berufes nötigen Kenntnisse und Fertigkeiten, fördern 
die Bereitschaft zur Fort- und Weiterbildung und stärken die Teamfähigkeit und 
Sozialkompetenz der Berufslernenden. 
3 Sie unterstützen im Rahmen der Nachholbildung Erwachsene beim Erwerb von 
Abschlüssen einer beruflichen Grundbildung. 
4 Berufsfachschule, Lehrbetriebe und Überbetriebliche Kurse stimmen ihre 
Ausbildungsaktivitäten aufeinander ab. 
5 Die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion gewährleistet den regelmässigen Austausch der 
an der Grundbildung beteiligten Bildungspartner in Berufen mit Schulort im Kanton. 
 
§ 32 Absatz 1 
1 Die Aufgaben der Berufsfachschule richten sich nach den Vorschriften des Bundes und des 
Kantons über die Berufsbildung. 
 
§ 32 Absatz 2 Buchstaben e  und f 
2 Das Angebot der Berufsfachschule umfasst: 
e. berufsvorbereitende Angebote, die den Übertritt von der Sekundarschule in die berufliche 

Grundbildung erleichtern; 
f. Kurse/Lehrgänge der Nachholbildung und der höheren Berufsbildung; 
f.bis berufsorientierte Weiterbildungsangebote im Auftrag des Kantons; 
 
§ 33 Absatz 2 
2 Die Berufslernenden mit einem Lehrvertrag besuchen die ihnen zugewiesene 
Berufsfachschule innerhalb oder ausserhalb des Kantons. 
 
§ 34 
Die Lehrbetriebe vermitteln den Berufslernenden die für die Ausübung eines Berufes 
notwendigen praktischen Fertigkeiten und Kenntnisse und unterstützen sie im Erreichen ihrer 
Ausbildungsziele. 
 
§ 35 Absätze 1, 2 und 3 
1 Betriebe, die eine berufliche Grundbildung anbieten, erhalten vom Kanton die dafür 
notwendige Bildungsbewilligung, wenn die bundesrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 



2 Mehrere Betriebe können sich zu einem Lehrbetriebsverbund zusammenschliessen. 
3 Die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion kann den Besuch von Fort- und 
Weiterbildungskursen für Ausbildungsverantwortliche in Lehrbetrieben obligatorisch erklären.  

 
§ 36 Absätze 1 und 2 
1 Vor Beginn der beruflichen Grundbildung schliessen die Berufslernenden bzw. ihre 
Erziehungsberechtigten und der Lehrbetrieb einen Lehrvertrag ab, welcher von der 
zuständigen Stelle des Kantons zu genehmigen ist. 
2 Die Vertragspartnerinnen bzw. die Vertragspartner können für Berufslernende mit einer 
besonderen musischen oder sportlichen Leistungsfähigkeit die vom Bund vorgegebene 
Ausbildungszeit im Lehrbetrieb und an der Berufsfachschule im gegenseitigen 
Einvernehmen und mit Zustimmung der zuständigen Stelle des Kantons verlängern. 
 
NEU: 
III. Ausbildung in Überbetrieblichen Kursen 
§ 36a Aufgabe 
Die Überbetrieblichen Kurse vermitteln den Berufslernenden in Ergänzung zur Ausbildung im 
Lehrbetrieb und in der Berufsfachschule die für die Ausübung eines Berufes notwendigen 
praktischen Basisfertigkeiten und -kenntnisse und unterstützen sie beim Erreichen ihrer 
Ausbildungsziele. 
 
§ 52 
1 Die Universität pflegt in Lehre und Forschung die Gesamtheit der Wissenschaften. 
2 Die Fachhochschule, die Höhere Fachschule und andere Angebote der Höheren 
Berufsbildung vermitteln eine praxisbezogene und wissenschaftlich abgestützte, erweiterte 
Berufsausbildung, die Fachhochschule betreibt ausserdem angewandte Forschung und 
Entwicklung. 
3 Die Tertiärstufe fördert im Rahmen dieser Aufgaben das kreative und fachübergreifende 
Denken. 
 
§ 53 Absatz 1 Buchstabe a 
1 (2) Der Kanton hat auf der Tertiärstufe folgende Aufgaben: 
a. er sichert den Studierenden den Zugang zur tertiären Ausbildung; 
a.bi

s 
er kann Höhere Fachschulen und andere Angebote der höheren Berufsbildung führen 
oder Dritte mit deren Führung beauftragen; 

a.ter er kann Kostenbeiträge an Ausbildungsgänge leisten, die zu anerkannten Abschlüssen 
führen; 

 
§ 59 Absatz 2 Buchstabe f 
2 Das Schulprogramm gibt insbesondere Auskunft über: 
f. die Form der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigen und in der Berufsbildung 

mit allen beteiligten Bildungspartnern. 
 
 
§ 60 Absatz 4bis 
4bis Die Berufsfachschulen beteiligen sich zusätzlich an der Entwicklung und Umsetzung 
einer lernortübergreifenden Qualitätssicherung. 
 
 
§ 77 Absatz 1 Buchstabe h 
1 Die Schulleitung nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr: 
h. sie sorgt für die Umsetzung der Ergebnisse der internen und externen Evaluation sowie – 

im Falle der Berufsfachschulen – der Massnahmen im Zusammenhang mit der 
lernortübergreifenden Qualitätssicherung und -entwicklung; 



 
§ 85 Buchstaben a–h 
Der Bildungsrat hat im Bereich der Volksschule und der Sekundarstufe II folgende Aufgaben: 
a. er nimmt zuhanden des Regierungsrates oder der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion 

zu allen wichtigen Fragen im Bildungswesen Stellung; 
b. er beschliesst die Stufenlehrpläne und die Stundentafeln der einzelnen Schularten und 

kann Ausnahmen hiervon bewilligen; 
c. er beschliesst die obligatorischen Lehrmittel der Volksschule; 
d. er beantragt dem Regierungsrat die Durchführung von Schulversuchen; 
e. er beantragt dem Regierungsrat die Durchführung von externen Evaluationen im 

Bildungswesen; 
f. er fördert und koordiniert das Berufsbildungswesen; 
g. er beantragt dem Regierungsrat die Einrichtung von beruflichen Grundschulen und 

Lehrwerkstätten; 
h. er wählt 9 bis 11 Mitglieder in die Kommission für Qualifikationsverfahren der beruflichen 

Grundbildung. 
 
§ 85 Buchstabe i 
Aufgehoben. 
 
§ 86 Titel, Absatz 1 Buchstaben a und c 
§ 86 Kommission für Qualifikationsverfahren der beruflichen Grundbildung 
1 Die Kommission für Qualifikationsverfahren der beruflichen Grundbildung hat folgende 
Aufgaben: 
a. sie beaufsichtigt die Lehrabschlussprüfungen und andere durch 

Verordnung vorgesehene Qualifikationsverfahren; 
c. sie behandelt Beschwerden gegen Ergebnisse von 

Lehrabschlussprüfungen und anderen durch Verordnung 
vorgesehene Qualifikationsverfahren. 

 
§ 98 Absatz 1 Buchstaben b und c 
1 Der Kanton leistet Beiträge: 
b. an die Prüfungskosten bei Zwischen- und 

Lehrabschlussprüfungen; 
c. an die Kosten von Überbetrieblichen Kursen. Allfällige Kürzungen 

der Pauschalbeiträge des Bundes werden nicht an die 
Trägerorganisationen von Überbetrieblichen Kursen 
weitergegeben. 

 
§ 98 Absatz 2 
2 Der Kanton kann zudem Beiträge leisten: 
a. an die Kosten für die Erstellung und den baulichen Unterhalt von 

Kurszentren; 
b. an die Kosten von Einrichtungen und ausserordentlichen 

Anschaffungen; 
c. an die Kosten für Massnahmen, die der Qualitätssicherung und 

-entwicklung der Ausbildung dienen. 
 
§ 98 Absatz 3 
3 Der Kanton kann weitere Beiträge an Firmen und privatrechtliche Organisationen für die 
Führung von berufsvorbereitenden Angeboten, Lehrwerkstätten, beruflichen Grundschulen, 



Lehrlingsheimen und Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen sowie an interkantonale 
Einrichtungen und Veranstaltungen ausrichten. 
 
 
VII. 
Diese Änderung tritt rückwirkend per 1. Januar 2008 in Kraft. 
 
 
 
Liestal, Im Namen des Landrates 

 die Präsidentin: 

 der Landschreiber 

 : 

 
 


